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Präambel

Die digitale Transformation der Wirtschaft bringt einen grundlegenden Umbruch in der Ar-

beitswelt mit sich: beschleunigte Innovations- und Produktionszyklen und innovative Dienst-

leistungen verändern Wertschöpfungsprozesse und stellen ganz neue Anforderungen an die 

flexible Organisation von Arbeit.  

Um die Arbeitsqualität in Deutschland zu erhalten und auszubauen, gilt es, die Digitalisierung 

aktiv zu gestalten und die Potenziale des technologischen Wandels zu nutzen. Der Dialog-

prozess Arbeiten 4.0 des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) hat gezeigt, 

dass betriebliche Lernprozesse und die experimentelle Erprobung neuer Arbeitsformen in 

Unternehmen wichtige Schritte auf dem Weg zu einer Arbeitswelt 4.0 sind. Das BMAS sieht 

in betrieblichen Lern- und Experimentierräumen ein zentrales Instrument, das Unternehmen 

und ihre Beschäftigten dabei unterstützt, die Herausforderungen der digitalen Transformation 

gemeinsam zu bewältigen. Das institutionelle Dach für die Förderung von Lern- und Experi-

mentierräumen bildet die Initiative Neue Qualität der Arbeit (INQA) des BMAS, da sie sozial-

partnerschaftlich getragen und bereits darauf ausgerichtet ist, innovative Projekte für eine zu-

kunftsgerechte Gestaltung der Arbeitswelt zu unterstützen.  



1. Förderziel und Zuwendungszweck 

Das BMAS fördert Maßnahmen zur innovativen Gestaltung der Arbeitswelt 4.0 nach Maß-

gabe dieser Richtlinie, den §§ 23, 44 Bundeshaushaltsordnung (BHO), den hierzu erlasse-

nen Verwaltungsvorschriften sowie der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 

zur Projektförderung (AnBest-P) betriebliche Lern- und Experimentierräume. Diese sollen 

technologische und wirtschaftliche Veränderungsprozesse, die der digitale Wandel der Ar-

beitswelt mit sich bringt, mit sozialen Innovationen verbinden. Ziel dieser Lern- und Experi-

mentierräume ist die Beförderung von innovativen, passgenauen und konsensualen Lösun-

gen für Beschäftigte und Unternehmen. Betriebliche Lern- und Experimentierräume sollten 

von grundsätzlich beispielhaftem Charakter sein und zu weiteren innovativen Lösungen bei-

tragen. Das Ziel der Förderung besteht darin, in Lern- und Experimentierräumen innova-

tive, passgenaue und unter den Sozial- und Betriebspartnern abgestimmte Lösungen für 

Beschäftigte und Unternehmen zu entwickeln und zu erproben. Diese sollen helfen, die 

Herausforderungen der digitalen Transformation gemeinsam zu bewältigen. Die Ergeb-

nisse dieser Arbeiten sollen insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) Im-

pulse für die betriebliche Anpassung auf den digitalen Wandel geben. Es besteht eine in-

haltliche und institutionelle Verknüpfung mit der Initiative Neue Qualität der Arbeit 

(INQA). Die Ergebnisse der Lern- und Experimentierräume sollen durch Nutzung der be-

stehenden - INQA-Partnernetzwerke effektiv verbreitet werden. Ein Anspruch des Antrag-

stellers auf Förderung besteht nicht. Das BMAS entscheidet aufgrund seines pflichtgemäßen 

Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.  

2. Gegenstand der Förderung 

2.1  Förderfähig sind modellhafte Lern- und Experimentierräume, die sowohl  

• hochgradig innovative Lösungen für die Gestaltung der digitalen Arbeitswelt entwi-

ckeln und erproben, 

• auf betrieblicher Ebene unter Beteiligung der Mitarbeiter/innen stattfinden, 

• durch wissenschaftliche Einrichtungen (Institute, Hochschulen, Akademien, o.ä.) 

begleitet und evaluiert werden und 

• in einem oder mehreren der folgenden Themenfelder durchgeführt werden: 

> Führung, Partizipation und Arbeitsorganisation,  

> Chancengleichheit und Teilhabe, 

> Gesundheit, sichere, gesunde und motivierende Arbeitsgestaltung oder  

> Wissensmanagement, Betriebliche Bildung und Qualifizierung 

2.2 Folgende Fragestellungen sind von besonderem Interesse: 



• Führung im digitalen Transformationsprozess, insbesondere neue Führungsstra-

tegien 

• Mitbestimmung im digitalen Wandel 

• Konzepte zur Gewährleistung guter und gesunder Arbeitsbedingungen durch Ver-

einbarkeit von Beschäftigtendatenschutz und verstärkter Nutzung digitaler Daten-

erhebung und -auswertung 

• Verbesserung von Arbeitsbedingungen über Big-Data-Anwendungen 

• Innovative Konzepte orts- und zeitflexibler Arbeit, auch für Beschäftigte mit Be-

treuungspflichten oder für Menschen mit Behinderung, und Modelle lebenspha-

senorientierter Arbeitsorganisation 

• Arbeitsunterstützung durch künstliche Intelligenz sowie digitale Assistenz- und Tu-

torensysteme, unter Berücksichtigung von Be- und Entlastung für die Beschäftig-

ten und den Auswirkungen auf die Qualität der Arbeit  

• Digitale Dokumentations- und Planungssysteme, z.B. digitale Schichtarbeitspläne  

• Potenziale der Zusammenarbeit von etablierten Unternehmen mit hochinnovati-

ven Kleinunternehmen („Startups“) bzw. Unternehmenseinheiten 

• Digitale Personalentwicklung, insbesondere Lernen und Arbeiten als integratives 

System sowie Mentoring und Coaching im Lernprozess 

• Innovative IT-basierte Konzepte zur Förderung von Gesundheit, Resilienz und 

Wohlbefinden am Arbeitsplatz 

3. Zuwendungsempfänger

3.1 Antragsberechtigt sind juristische Personen des privaten Rechts und Personengesell-

schaften mit Sitz in Deutschland. Besonders angesprochen werden KMU mit weniger 

als 250 Beschäftigten, weiterhin Vereinigungen, Interessensgemeinschaften, For-

schungseinrichtungen, Stiftungen sowie Bildungseinrichtungen, sofern sie den Status 

einer juristischen Person besitzen. Ebenfalls antragsberechtigt sind landesunmittel-

bare und kommunale juristische Personen des öffentlichen Rechts.  

Der Kooperation mit Umsetzungsträgern, die Erfahrungen auf dem Gebiet der mitar-

beiterorientierten Personalpolitik aufweisen, wird große Bedeutung beigemessen. 

Verbundlösungen werden daher zugelassen. Die Partner eines Verbundprojektes ha-

ben ihre Zusammenarbeit in einer Kooperationsvereinbarung zu regeln. Bei Einrei-

chung der Projektskizze wird lediglich eine formlose Absichtserklärung über die ge-

meinsame Projektbearbeitung beigefügt. Beabsichtigte Weiterleitungen von Zuwen-

dungen sind nach der Antragsaufforderung zwingend in einem Weiterleitungsvertrag 

zu regeln. Im Fall der Weiterleitung von Zuwendungen gelten die VV Nr. 12.5 und 

12.6 zu § 44 BHO. 



Vor der Förderentscheidung muss eine grundsätzliche Übereinkunft über bestimmte 

Kriterien nachgewiesen werden. Die Einzelheiten können dem „Förderleitfaden Lern- 

und Experimentierräume“ entnommen werden, der von der Internetadresse 

(https://www.gsub.de/projekte/fachkraeftesicherung-in-der-wirtschaft/EXP) herunter-

geladen werden kann. 

3.2. Projektskizzen, die Vorhaben in kleinen und mittleren Unternehmen berücksichtigen, 

sind besonders erwünscht. 

4. Besondere Zuwendungsvoraussetzungen

4.1  Projekte müssen einen betrieblichen Lern- und Experimentierraum entwickeln mit 

dem Ziel, technologische und wirtschaftliche Veränderungsprozesse, die der digitale 

Wandel der Arbeitswelt mit sich bringt, mit sozialen Innovationen zu verbinden und 

die Interessen der Beschäftigten und Unternehmen gleichermaßen zu berücksichti-

gen.  

Es werden regelmäßig nur Vorhaben gefördert, die mit der Projektskizze eine schriftli-

che Zustimmung von einer Arbeitgeber- und einer Arbeitnehmervertretung (Sozial-

partner oder Betriebsparteien) vorlegen können. Die Zustimmung von nur einer Ver-

tretungsseite ist nicht ausreichend. 

4.2  Alle Vorhaben müssen während der gesamten Projektlaufzeit durch eine vom Projekt-

nehmer unabhängige Stelle evaluiert werden, die der Zuwendungsnehmer beauftragt.  

4.3  Es besteht ein Kumulationsverbot mit Förderungen, die aus anderen öffentlichen Pro-

grammen (Bund, Länder, EU) für den gleichen Förderzweck finanziert werden. 

4.4  Es können keine Vorhaben gefördert werden, die zu den Pflichtaufgaben eines An-

tragsstellers gehören bzw. für die es bereits gesetzliche oder sonstige öffentliche Fi-

nanzierungsregelungen gibt.  

4.5  Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss sichergestellt sein. 

4.6  In allen Vorhaben müssen die Belange des Datenschutzes und des Gender 

Mainstreaming und der Zugang für alle Beschäftigte der Zielgruppe, insbesondere 

auch Beschäftigten in Teilzeit oder mit Behinderung, berücksichtigt werden. 

5. Art, Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1  Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbare Zu-

schüsse in Form der Anteilfinanzierung gewährt. Die maximale Zuschusshöhe für eine 

Förderung aus Mitteln des Bundes nach Maßgabe dieser Richtlinie beträgt grundsätz-

lich bis zu 70%. Mindestens 30 % der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben sollen 

von den Antragstellenden als Eigenanteil aufgebracht werden 

Die Zuwendung ist auf höchstens jeweils 1.500.000 Euro im Förderzeitraum begrenzt. 



Eine institutionelle Förderung ist ausgeschlossen. 

5.2  Grundlage für die Bemessung der Zuwendung bilden die zuwendungsfähigen Gesamt-

ausgaben. Förderfähig sind grundsätzlich alle bei der Durchführung des Projektes ent-

stehenden Persona- und Sachausgaben.  Die Gesamtfinanzierung des Projekts muss 

sichergestellt sein und im Finanzierungsplan schlüssig dargelegt werden. 

Zuwendungsfähige Ausgaben 

Im Rahmen der Förderung von Maßnahmen nach Nummer 2 dieser Richtlinie sind nur 

Ausgaben zuwendungsfähig, die folgenden Ausgabenpositionen zugerechnet werden 

können: 

a) Personalausgaben  

– Ausgaben für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die mit der Umsetzung des Projek-

tes beauftragt werden und die in einem sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-

gungsverhältnis oder Beamtenverhältnis bzw. vergleichbaren Status mit dem Zu-

wendungsempfänger stehen (einschließlich Personal für projektbezogene Verwal-

tungstätigkeiten).  

b) Sachausgaben 

– Ausgaben für die Beschaffung von Waren und Dienstleistungen, die für die Errei-

chung des Förderzwecks erforderlich sind  

– Miet- und Leasingausgaben, für die der Antragsteller tatsächlich Miete entrichtet  

– Bürosachkosten, die direkt dem Projekt zurechenbar sind  

– Reisekosten entsprechend dem Bundesreisekostengesetz (BRKG) 

– Ausgaben für Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit 

– Honorarausgaben wenn sie für die Durchführung des Projektes erforderlich und 

die Aufgaben nicht im Rahmen von im Projekt bestehenden Beschäftigungsver-

hältnissen durchführbar sind 

– Sonstige Sachausgaben die direkt mit dem Projekt im Zusammenhang stehen und 

nicht unter den vorgegebenen Ausgabearten beantragt werden können  

(z.B. IT-Leistungen oder sächliche Gemeinkosten) 

5.3  Der Finanzierungsplan besteht nach VV Nr. 3.2.1 zu § 44 BHO aus einer aufgeglieder-

ten Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben und 

einer Übersicht über die beabsichtigte Finanzierung. 

5.4  Der Förderzeitraum beträgt maximal 36 Monate. Mit einem Förderbeginn ist frühes-

tens im 1. Halbjahr 2018 zu rechnen. 

5.5 Der Umfang der Projektförderung bemisst sich nach den verfügbaren Haushaltsmit-

teln.  



6.  Verfahren 

6.1 Mit der Durchführung des Verfahrens, beginnend mit der Einreichung der 

Projektskizzen, der Administrierung des Antrags- und Bewilligungsver-

fahren, dem Erlass von Bescheiden bis hin zur Prüfung der Verwen-

dungsnachweise hat das BMAS den Projektträger
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Programm „Zukunftsfähige Unternehmen und Verwaltungen im digitalen 
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10117 Berlin
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 beauftragt. 

 Die vorgegebenen Formblätter für die Projektskizze und den Fi-

nanzplan, den Förderleitfaden „Zukunftsfähige Unternehmen und Ver-

waltungen im digitalen Wandel (EXP) “ sowie weitere Hinweise und Ne-

benbestimmungen können von der Internetadresse: 

https://www.gsub.de/projekte/fachkraeftesicherung-in-der-wirt-

schaft/EXP/ heruntergeladen werden. 

6.2 Das Antragsverfahren ist zweistufig angelegt.  

6.3 Der programmumsetzenden Stelle sind Projektskizzen und grobe Finanz-

pläne bis spätestens 30.10.2017 vorzulegen. Für die Erstellung der Pro-

jektskizzen sind die vorgegebenen Formblätter zu nutzen und rechtsver-

bindlich zu unterschreiben. Diese sind postalisch an die obige Anschrift 

und digital an exp@gsub.de zu senden.  Es gilt das Datum des Post-

stempels.  

6.4 Der Umfang der Projektskizze darf 5 Seiten zzgl. 2 Seiten grober Finanz-

plan (Schriftart Arial, Schriftgröße 11) und der erforderlichen Zustimmung 

der Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretung in Form von letter of intents 

(Ziffer 4.1 dieser Richtlinie) nicht überschreiten. Die eingereichten Projekt-

vorschläge stehen untereinander im Wettbewerb. Aus der Vorlage einer 

Projektskizze kann kein Rechtsanspruch auf Förderung abgeleitet wer-

den. 

6.5 Die eingegangenen Projektskizzen werden unter Beteiligung von fachli-

chen Gutachterinnen und Gutachtern aus dem Geschäftsbereich des 



Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und dem Steuerkreis der Ini-

tiative Neue Qualität der Arbeit nach folgenden Kriterien geprüft und be-

wertet: 

• Übereinstimmung mit den Inhalten der Bekanntmachung sowie dem Zu-

wendungszweck und dem Gegenstand der Förderung,  

• Vorhaben dürfen noch nicht begonnen worden sein und müssen Inno-

vationspotenzial enthalten (keine Dopplung mit bereits bestehender Un-

ternehmenspraxis sowie ggf. mit schon vorhandenen Forschungsergeb-

nissen), 

• Referenz- und Leuchtturmcharakter,  

• Eignung der Antragsteller/Zuwendungsempfänger, Qualifikation der 

Partner (Projektstruktur und -management), Zusammensetzung des Ko-

operationsverbundes, 

• Praxisbezug durch die Einbindung von Unternehmen oder Verwaltun-

gen (Konzept zum Zugang und zur kontinuierlichen Zusammenarbeit), 

• Berücksichtigung der relevanten Akteure sowie eine herausgehobene 

Beteiligungsorientierung (Kooperation zwischen Unternehmens- bzw. 

Verwaltungsleitung, Beschäftigten und ihren Interessenvertretungen), 

• Breitenwirksamkeit für die allgemeine Öffentlichkeit und Nachhaltigkeit: 

überzeugendes Konzept zur Kommunikation der Ergebnisse während 

der Förderung sowie ihrer Verwertung nach Projektende (bspw. Nach-

haltigkeit durch Einbeziehung starker Kooperationspartner), Aussagen 

zu Einsatzmöglichkeiten für KMU aus verschiedenen Branchen oder 

Verwaltungen, 

• Angemessenheit der geplanten finanziellen Aufwendungen. 

6.6 Das BMAS wird auf der Grundlage der Bewertungen der Projektskizzen 

die für eine Förderung geeigneten Projektideen auswählen. Das Auswahl-

ergebnis wird den Interessenten schriftlich mitgeteilt. Die Partner eines 

Verbundprojektes werden durch den Einreicher informiert. 

Es besteht kein Rechtsanspruch auf Rückgabe einer eingereichten Pro-

jektskizze und evtl. weiterer vorgelegter Unterlagen. 

6.7 Bei positiver Bewertung werden die Interessenten bzw. der Verbundkoor-

dinator in einer zweiten Verfahrensstufe unter Angabe detaillierter Infor-

mationen aufgefordert, einen förmlichen Förderantrag vorzulegen, über 

den nach abschließender fachlicher, formeller und haushaltsrechtlicher 

Prüfung entschieden wird. 



Mit den förmlichen Förderanträgen sind unter anderem folgende, die Pro-

jektskizze ergänzenden Informationen vorzulegen: 

• detaillierter Finanzplan des Vorhabens (einschl. Darstellung der 

Eigenmittel im Projekt), 

• Darstellung der Fördernotwendigkeit, 

• eine Erklärung darüber, ob der Zuwendungsempfänger allgemein 

oder für das betreffende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach § 15 

UStG berechtigt ist, 

• eine Erklärung darüber, dass mit der Maßnahme noch nicht be-

gonnen worden ist, 

• detaillierter Arbeits- und Zeitplan inklusive vorhabenbezogener 

Ressourcenplanung und Meilensteinplanung. 

Entsprechend der in dieser Richtlinie angegebenen Kriterien und Bewer-

tung wird nach abschließender Antragsprüfung durch das BMAS in Ab-

stimmung mit dem Steuerkreis der Initiative Neue Qualität der Arbeit über 

eine Förderung entschieden. 

6.8 Das BMAS wird alle geförderten Maßnahmen einer externen Gesamtevaluation unter-

ziehen. Dies dient der Überprüfung, inwieweit der Innovationstransfer der geförderten 

Lern- und Experimentierräume auf andere Betriebe möglich bzw. gelungen ist und ob 

das Vorgehen der geforderten Wirtschaftlichkeit entsprochen hat. 

6.9 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den 

Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-

hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwen-

dung gelten die §§ 48 bis 49a Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), die §§ 23, 44 

BHO und die hierzu erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften sowie die An-

Best-P, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen von den Allgemeinen 

Verwaltungsvorschriften zugelassen worden sind. 

6.10  Der Bundesrechnungshof ist gemäß §§ 91, 100 BHO zur Prüfung berech-

tigt. 



7. Geltungsdauer

Die Richtlinie tritt am 14.08.2017 in Kraft und am 31.12.2021 außer Kraft. 

Bundesministerium  
für Arbeit und Soziales 

Im Auftrag 
 Reimund Overhage 


